Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— No. HA 


(No. 1855.) Verordnung über die Kumulation von Mandatsklagen wegen der an ſtädtiſche 
as fu, e. 7835, Kaffen oder Verwaltungen zu entrichtenden Geld- oder Naturalzinſen oder 
LAN ac, 2 Leiſtungen. Vom 2. Dezember 1837. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
: Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen zur Vereinfachung des Verfahrens und zur Erſparung von Koſten 
bei Einziehung von Geld⸗ oder Naturalzinſen oder andern zu beſtimmten Zeiten 
wiederkehrenden Leiſtungen, welche an ſtaͤdtiſche Kaſſen oder Verwaltungen zu 
entrichten find, fuͤr diejenigen Theile der Monarchie, in welchen die Verordnung 
vom 1. Juni 1833. uͤber den Mandatsprozeß Geſetzeskraft hat, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, und nach vernommenem Gutachten einer aus Mit⸗ 
gliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, wie folgt: 


K. 1. 

Es ſoll kuͤnftig die Kumulation von Mandatsklagen zulaͤſſig ſeyn, wenn 
der Gegenſtand derſelben in Geld⸗ oder Naturalzinſen oder andern zu beſtimm⸗ 
ten Zeiten wiederkehrenden Leiſtungen beſteht, welche aus einem Erbpacht⸗, Erb⸗ 
zins⸗ oder Zins verhaͤltniſſe herruͤhren, und an ſtaͤdtiſche Kaſſen oder Verwaltun⸗ 
gen zu entrichten ſind, in der Art, daß wegen dergleichen Anſpruͤche im ding⸗ 
lichen Gerichtsſtande mehrere Verpflichtete in einer Klage von dem Berechtigten 
belang werden koͤnnen. N 


9. 2. 


Macht ein Magiſtrat von dieſer Befugniß Gebrauch, ſo muß das in die 
Klage aufzunehmende Verzeichniß der Verpflichteten in Form einer Tabelle ent⸗ 
halten: 5 N 
die Bezeichnung der Verklagten nach Namen, Stand und Wohnort; 
den Gegenſtand der Forderung; 
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(Ausgegeben zu Berlin den 13. Januar 1838.) 
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den Grund derſelben und die Angabe der Beweismittel (F. 1. No. 2. 
der Verordnung vom 1. Juni 1833. uͤber den Mandatsprozeß); 

eine Kolumne fuͤr die Koſten des Mandats, und eine freie Kolumne 
für den Inſinuationsvermerk. yo 


§. 3. 
Mit der Klage werden zugleich N 
ein vollſtaͤndiges Duplikat und Auszuͤge aus derſelben fuͤr jeden einzel⸗ 
nen Verklagten 

eingereicht, insgeſammt mit einem von dem Gericht ein fuͤr allemal vorzuſchrei⸗ 
benden Mandatsentwurfe verſehen. Wenn das Gericht es angemeſſen erachtet, 
kann in dieſem Mandate zugleich ein, nach dem Ablauf der im §. 2. der Ver⸗ 
ordnung vom 1. Juni 1833. über den Mandatsprozeß beſtimmten Friſt zu er⸗ 
meſſender peremtoriſcher Termin zur Anbringung der Einwendungen anberaumt 
werden. er 1 


F. 4. ER 
Das Gericht prüft die Klage nach Vorſchrift der Verordnung vom 
1. Juni 1833., loͤſcht darin die zum Mandatsverfahren nicht geeigneten Forde⸗ 
rungen, vollzieht im Uebrigen den Mandatsentwurf unter dem Duplikate und 
unter den einzelnen zur Mittheilung geeignet befundenen Auszügen der Klage, 
und fertigt beides dem Magiſtrat zur Bewirkung der Inſinuation zu. 6 


9. 5. 

Bei der Inſinuation iſt jedem der Verklagten der fuͤr ihn beſtimmte 
Auszug auszuhaͤndigen, in dem Duplikate der Klage aber bei ſeinem Namen in 
die dazu beſtimmte Kolumne die erfolgte Aushaͤndigung vorſchriftsmaͤßig zu be⸗ 
merken, von dem Boten aber zu beſcheingen, wie? an wen? und zu welcher 
Zeit er die Inſinuation bewirkt habe? (F. 10. No. 2. der Inſtruktion vom 
24. Juli 1833. zur Ausfuͤhrung der Verordnung vom 1. Juni 1833.). 


§. 6. 

Iſt die im Mandate bezeichnete Friſt verſtrichen, oder der darin be⸗ 
ſtimmte Zeitraum abgelaufen, ſo reicht der Magiſtrat das mit dem Inſinuations⸗ 
Vermerke verſehene Klageduplikat dem Gerichte wieder ein, mit der Anzeige, ob 
und von welchem Verklagten inzwiſchen die Schuld berichtigt worden ſey. 

Das Gericht prüft hierauf das bei der Inſinuation beobachtete Verfah⸗ 
ren, erlaͤßt, inſoweit dabei nichts zu erinnern iſt, und nachdem ermittelt worden, 

welche 


welche Verklagte Einwendungen angebracht haben, die eine weitere Inſtruktion 
noͤthig machen, auf den Antrag des Magiſtrats wegen der zur Exekution geeig⸗ 
neten Forderungen einen Exekutionsbefehl, und uͤberſendet denſelben dem Magi⸗ 
ſtrat zur Benachrichtigung der Schuldner und zur Vollſtreckung. 

Bei den Poſten, wobei die Inſinuation nicht vorſchriftsmaͤßig erfolgt iſt, 
bleibt dem Magiſtrat überlaffen, eine neue Mandatsklage anzuſtellen. b 


. 7. 

Sodohl die hiernach zu bewirkende Inſi nuation (F. 4. und 5.) als auch 
die Vollſtreckung der Exekution (J. 6.) kann nur von ſolchen Boten und Exe⸗ 
kutionsbeamten des Magiſtrats bewirkt werden, die zu dieſem Zwecke beſonders 
verpflichtet worden ſind. 


§. 8. 5 

Bei der Ausübung ihrer Exekutionsbefugniß haben die Magiſtraͤte und 
deren Beamte ſich nach den fuͤr die Gerichte ertheilten Vorſchriften zu achten. 
Kommt es auf den oͤffentlichen Verkauf abgepfaͤndeter Effekten an, fo 
erfolgt derſelbe durch den gerichtlichen Auktionskommiſſar, und in Ermangelung 
eines ſolchen unter der Leitung eines gerichtlichen oder magiſtratualiſchen Beamten. 
N Interventions⸗ oder Prioritaͤtsanſpruͤche ſind an das Gericht zu verwei⸗ 
ſen. Ebenſo gebuͤhrt dem Letztern die Ueberweiſung ausſtehender Forderungen 
im Wege der Exekution (F. 1. bis 11. des Geſetzes vom 4. Juli 1822., ber 
treffend den Verkauf ausſtehender Forderungen und kourshabender Schuldpa⸗ 
piere im Wege der Exekution) die Einleitung einer Subhaſtation und die Voll⸗ 

ſtreckung des Perſonalarreſtes. 


$. 9. 

An Koſten ſollen, außer den etwa erforderlichen Stempeln, fuͤr das 
Mandat 2 Sgr. und fuͤr die Exekution 4 Sgr. fuͤr jeden Verklagten als Pauſch⸗ 
quantum angeſetzt werden, und zur einen Haͤlfte zur Kaſſe des Gerichts, zur an⸗ 
dern Haͤlfte zur ſtaͤdtiſchen Kaſſe fließen. 

Die Koſten des Mandats werden in das Duplikat, ſo wie in die Aus⸗ 


— 


In beiden Faͤllen zieht der Magistrat bie Koſten von den Schuldnern 
ein, zahlt jedoch zur Kaſſe des Gerichts die ihr zukommende Haͤlfte vorſchuß⸗ 
weiſe, ohne die Erſtattung eines Ausfalls verlangen zu Fönnen. 

(o. 18881856) A 2 F. 10. 
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In denjenigen Staͤdten, in welchen keine Magiſtraͤte vorhanden ſind, ſoll 
auf die daſelbſt beſtehenden ſtaͤdtiſchen Verwaltungsbehoͤrden daſſelbe Anwendung 
finden, was in dieſer Verordnung in Anſehung der Magiſtraͤte beſtimmt iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und unter a 
druͤckung Unſeres Königlichen. Inſiegels. N 


Gegeben Berlin, den 2. Dezember 1837. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. Roch ow. 
Beglaubigt: 


Für den Staatsſekretär: 
Duͤesberg. 


No. 1856.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. Dezember 1837. mit dem Allerhöchſt voll⸗ 
zogenen Tarif von demſelben Tage, nach welchem das Hafen⸗ und Lager⸗ 
geld für Benutzung der Sicherheitshäfen und Lagerplätze zu Fuſternberg 
und Crudenburg an der Lippe, ee Düſſeldorf, zu erheben iſt. 


ir habe den mit Ihrem Berichte vom 13. v. M. eingereichten Tarif fuͤr die 
Erhebung des Hafen⸗ und Lagergeldes bei Benutzung der Sicherheitshaͤfen und 
Lagerplaͤtze zu Fuſternberg und Crudenburg genehmigt und u Ihnen denſel⸗ 
ben anbei vollzogen zurück. 


a Berlin, den 6. Dezember 1837. 1 
Friedrich Wilhelm. 


An N * 
den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


Tarif 
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en e t 


8 welchem das Hafen- und Lagergeld für Benutzung der Sicherheitshäfen und Lagerplätze 


1. 


1. 


5 Fuſternberg und Crudenburg zu erheben iſt. 


A. Hafengeld. 


Vom gt Floßholze für jeden Quadratfuß der Oberfläche 
eines Floſſes, einſchließlich des Flottwerkes und Waſ⸗ 
ſerraums, 
DSG ee ee 
b) bei doppelten Lagen 
Fuͤr jede Lage mehr wird Ein e h 
für den Quadratfuß der Oberfläche entrichtet. 


Von Schiffsgefaͤßen, beladen oder unbeladen, für jede 


40 Centner Ladungsfaͤhig keit. 
Fuͤr das zu einem Schiffsgefaͤße gehörige, Diez 
m angehaͤngte Boot wird nichts entrichtet. 


B. Lagergel d. 


5 Den allen Gegenſtaͤnden — mit Ausnahme des in Floͤſ⸗ 


ſen oder Anhaͤngen verſendeten Holzes — die Verſen⸗ 
dung mag zu Waſſer oder zu Lande geſchehen, fuͤr jeden 
JJ... es 


Von Holz bei deſſe en N in Floͤſſen oder An⸗ 


hängen an Schiffe für jeden Quadratfuß der Oberfläche 
eines Floſſes, einſchließlich des Flottwerkes und Waſ⸗ 
ſerraums, 

bei änfachen dagen 

bei doppelten agen 

Fuͤr jede Lage mehr wird Ein halber Pfen⸗ 

nig mehr für den Quadratfuß der Oberflaͤche 
entrichtet. 


Zu ſfaͤtzliche Beſtimmungen. 


N 1 Pf. 
2 2% 
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Ein Flaͤchenraum von weniger als einem Quadratfuß (A. I., B. 2.) wird 


fuͤr einen vollen Quadratfuß; eine Summe von weniger als 40 Centner 
Go. 1856.) 


Ladungs⸗ 
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Ladungsfaͤhigkeit (A. 2.) für volle 40 Centner; ein Gewicht von weniger 
als 1 Centner (B. 1.) für 1 vollen Centner, und der Kubikfuß Holz bei 
der Verſendung zu Lande zu 2 Centner angenommen. dier 
Das Hafengeld iſt beim jedesmaligen Einlaufen in den Hafen, das Las 
gergeld bei der Verſendung vom Lagerplatze zu entrichten. 

Fuͤr das erſtere koͤnnen die Floͤſſe und Gefäße ein Jahr vom Tage 
des Einlaufens ab im Hafen, fuͤr das Lagergeld die gelagerten Gegen⸗ 
ſtaͤnde unbeſtimmte Zeit auf den Plaͤtzen verbleiben. 

Wer es unternimmt, ſich der Entrichtung des Hafen⸗ oder Lagergeldes 

auf irgend eine Weiſe zu entziehen, erlegt außer dem verkuͤrzten Abga⸗ 

benbetrage das Vierfache deſſelben als Strafe. = 
Berlin, den 6. Dezember 1837. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. 


(No. 1857.) 


a 


No. 1857.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. Dezember 1837., betreffend die Anwendbar⸗ 
keit der Vorſchriften vom 8. Auguſt 1832. und 26. Dezember 1833., be⸗⸗ 77 +7 202 7» #92 
züglich auf abgetretenen Grund und Boden zu öffentlichen Bauten, in der „„ 
Provinz Weſtphalen. 


Auf Ihren Bericht vom 15. November d. J. ſetze Ich nach Ihrem Antrage 
feſt, daß die Verordnung vom 8. Auguſt 1832. und Mein Erlaß vom 26. De⸗ 
zember 1833. in Bezug auf die Geld⸗Entſchaͤdigungen, die bei der Anlage von 
Chauſſeen und Kanaͤlen, ſo wie bei oͤffentlichen Flußbauten fuͤr abgetretenen 
Grund und Boden zu entrichten ſind, auch in der Provinz Weſtphalen ange⸗ 
wendet werden ſollen. Sie haben dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſamm⸗ 
lung bekannt zu machen. 
Berlin, den 8. Dezember 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter Muͤhler und Grafen v. Alvensleben. 


No. 1838.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Dezember 1837., wegen der den Magiſtrats⸗ 
e., l ea, e, Unterbeamten zu gewährenden Vent tionen. 


Un die Zweifel zu befeitigen, welche dadurch entſtanden find, daß die Städte: 
Ordnung vom 19. November 1808. hinſichtlich der ſeit Erlaſſung derſelben auf 
Lebenszeit angeſtellten Magiſtrats⸗Unterbeamten keine Beſtimmung uͤber die bei 
eintretender Dienſtunfaͤhigkeit zu gewaͤhrenden Penſtonen enthält, verordne Ich 
auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 22. v. M. Folgendes: 

1) Iſt bei oder nach der Anſtellung der gegenwaͤrtig vorhandenen Magiſtrats⸗ 
Unterbeamten wegen der ihnen im Falle der Dienſtunfaͤhigkeit auszuſetzenden 
Penſionen etwas verabredet worden, ſo hat es dabei ſein Bewenden. 

2) Mangelt es an einer ſolchen Verabredung, ſo haben dergleichen Unter⸗ 
beamte bei einer Dienſtzeit von weniger als 15 Jahren keinen Anſpruch 
auf Penſion. Dagegen erhalten ſie 


nach zuruͤckgelegtem 15ten bis zum zuruͤckgelegten 20ſten Dienſtjahre 2 
= = 20 «„ 5 30 ⸗ 8 2 
3 £ 30 32% 5 40 ⸗ 8 5 
s 40s - = 50 ⸗ = = 
2 z 50; 8 ; 5 ; i 5 : 8 
(No. 1837 —1838.) ihres 


eg 


ihres Dienſteinkommens an Beſoldung und rechtmäßigen Dienſtemolumen⸗ 

ten, inſoweit letztere nicht als Erſatz eines von den Beamten zu beſtrei⸗ 

tenden Dienſtaufwandes zu betrachten find, als Penſion. ä 

Was die kuͤnftig anzuſtellenden Unterbeamten anlangt, ſo bleibt es jeder 

Gemeine uͤberlaſſen, bei deren Anſtellung wegen der dereinſtigen Penſioni⸗ 

rung mit ihnen die erforderlichen Verabredungen zu treffen, bei welchen 

es ſolchen Falls bewendet. 

4) Wird eine ſolche Verabredung nicht getroffen, ſo ſollen auch da, wo die 
Staͤdteordnung vom 19. November 1808. gilt, die in der revidirten Staͤdte⸗ 
Ordnung $. 99. ff. enthaltenen Beſtimmungen eintreten, mithin die nach 
Publikation gegenwaͤrtiger Verordnung angeſtellten Beamten nach zwoͤlf⸗ 
jähriger Dienſtzeit die Hälfte, und nach vierundzwanzigjaͤhriger zwei Drit⸗ 
theile ihres Dienſteinkommens als Penſion erhalten. 

5) Wenn eine unfreiwillige Penſionirung wegen mangelhafter Dienſtfuͤhrung 
oder moraliſcher Gebrechen eintritt, ſo iſt das Staatsminiſterium an obige 

Saͤtze nicht gebunden, vielmehr berechtigt, nach Maaßgabe der Verſchul⸗ 

dung geringere Penſionsbetraͤge feſtzuſetzen. 

Diejenigen Unterbeamten, welche ihr ſtaͤdtiſches Amt unter Beibehaltung 

eines andern hauptſaͤchlichen Berufs nur als Nebenbeſchaͤftigung verwalten, 

haben auf Penſion überhaupt keinen Anſpruch. 
Berlin, den 28. Dezember 1837. 


3) 
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Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staats miniſterium. 


